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Betreff: Feststellung der UVP-Pflicht aufgrund standortbezogener Vorprüfung gemäß § 5 Abs. 1 

i. V. m. § 7 Abs. 2 und 5 UVPG für das Vorhaben „Aalen, Erneuerung 

Eisenbahnüberführung Düsseldorfer Straße“, Bahn-km 72,541 bis 72,541 der Strecke 

4710 Cannstatt - Nördlingen in Aalen 

Bezug: Antrag vom 19.03.2025, Az. I.II-SW-S-M/KAD 

Anlagen: 0 

 

Verfahrensleitende Verfügung 

Für das o. g. Vorhaben wird festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht. 

Begründung 

Diese Feststellung beruht auf § 5 Abs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 2 und 5 Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m. § 14a Abs. 2 Nr. 3 UVPG (Änderung einer 

sonstigen Betriebsanlage von Eisenbahnen nach Nr. 14.8.3 Anlage 1 UVPG durch die Erweiterung 

einer solchen mit einer anlagebedingten Flächeninanspruchnahme von 2.000 m² bis weniger als 

5.000 m²). 

Das Vorhaben hat die Erneuerung der Eisenbahnüberführung „Düsseldorfer Straße“ einschließlich 

der angrenzenden Stützwände und der Anpassung der Entwässerungsanlagen in Aalen, Bahn-km 

72,541 auf der Strecke 4710 Stuttgart-Bad Cannstatt - Nördlingen zum Gegenstand. Das 

Vorhaben unterfällt dem Anwendungsbereich des UVPG gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG, da es in 
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Anlage 1 UVPG aufgeführt ist. Es stellt der Art nach ein Vorhaben nach Nr. 14.8.3 Anlage 1 UVPG 

dar, denn es handelt sich um eine sonstige Betriebsanlage von Eisenbahnen. 

Das Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart wird für das Vorhaben ein 

fachplanungsrechtliches Zulassungsverfahren nach § 18 Abs. 1 AEG durchführen. Dieses stellt ein 

verwaltungsbehördliches Verfahren dar, das der Zulassungsentscheidung dient gemäß §§ 4 und 2 

Abs. 6 Nr. 1 UVPG und ist daher taugliches Trägerverfahren für eine mögliche UVP. Daher hat 

das Eisenbahn-Bundesamt die Feststellung, dass für das Vorhaben die UVP-Pflicht besteht oder 

nicht besteht (Feststellung der UVP-Pflicht) nach den §§ 6 bis 14a UVPG zu treffen aufgrund der 

Zuständigkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetz 

(BEVVG), wenn für das Vorhaben die UVP-Pflicht bestehen kann gemäß § 18 Abs. 1a Satz 5 

AEG. Letzteres ist der Fall, da keine unbedingte UVP-Pflicht gemäß § 6 Satz 1 i. V. m. Nr. 14.7 

Anlage 1 UVPG besteht (es handelt sich nicht um den Bau eines Schienenwegs von 

Eisenbahnen) und auch keine Freistellung von der UVP-Pflicht nach Nr. 14.8.3.2 Anlage 1 UVPG 

unterhalb der dortigen Prüfwerte, nach § 14a Abs. 1 UVPG oder nach § 14a Abs. 2 Nr. 3 UVPG 

unterhalb der Prüfwerte von Nr. 14.8.3.2 Anlage 1 UVPG. 

 

Die Feststellung der UVP-Pflicht erfolgt vorliegend von Amts wegen nach Beginn des Verfahrens 

das der Zulassungsentscheidung dient gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 UVPG. 

 

Für das Vorhaben ist zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortbezogene Vorprüfung gemäß 

§ 7 Abs. 2 und 5 UVPG i. V. m. § 14a Abs. 2 Nr. 3 UVPG (Änderung einer sonstigen 

Betriebsanlage von Eisenbahnen nach Nr. 14.8.3 Anlage 1 UVPG durch die Erweiterung einer 

solchen mit einer anlagebedingten Flächeninanspruchnahme von 2.000 m² bis weniger als 5.000 

m²) durchzuführen. 

 

Bei dem gegenständlichen Vorhaben handelt es sich um ein Änderungsvorhaben gemäß § 2 

Abs. 4 Nr. 2b) UVPG. Es stellt die Änderung einer sonstigen Betriebsanlage von Eisenbahnen 

nach Nr. 14.8.3 Anlage 1 UVPG durch die Erweiterung einer solchen mit einer anlagebedingten 

Flächeninanspruchnahme von 2.000 m² bis weniger als 5.000 m² dar. 

Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In 

der ersten Stufe wird die spezifische ökologische Empfindlichkeit im Einwirkungsbereich des 

Vorhabens geprüft. Diese besteht, wenn besondere örtliche Gegebenheiten i. S. d. Schutzkriterien 

nach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG vorliegen, anderenfalls besteht keine UVP-Pflicht. Liegen solche 

besonderen örtlichen Gegebenheiten vor wird in der zweiten Stufe unter Berücksichtigung der in 

Anlage 3 aufgeführten Kriterien geprüft, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige 

Umweltauswirkungen hinsichtlich der besonderen Empfindlichkeit oder der Schutzziele der 

Schutzkriterien haben kann, die im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge nach Maßgabe der 

geltenden Gesetze bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen sind. Vorliegende 
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Ergebnisse vorgelagerter Umweltprüfungen oder anderer rechtlich vorgeschriebener 

Untersuchungen zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens sind in die Prüfung einzubeziehen. 

1 Merkmale des Vorhabens 

Die Merkmale des Vorhabens werden insbesondere hinsichtlich der Kriterien der Nr. 1 Anlage 3 

UVPG beurteilt. 

Das Vorhaben erstreckt sich auf eine Länge von 81 m und 12 m Breite. Der Flächenbedarf 

insgesamt wird mit 12.000 m² angegeben, wovon anlagebedingt 2.800 m² und 9.200 m² 

baubedingt beansprucht werden. Die Dauer der Baumaßnahme beträgt 350 Tage. Es kommt zu 

einer bauzeitlichen Bodenbewegung von 3.000 m², dauerhaft werden 250 m² versiegelt und 

bauzeitlich kommt es zu einer Versiegelung von 6.000 m². Bauzeitlich werden 6.000 m² 

Pflanzendecke beseitigt. Es fallen weder bauzeitlich noch betriebsbedingt gefährliche Abfälle an. 

Durch den Einsatz von Baumaschinen kommt es zu bauzeitlichen Verbrennungs- und 

Staubemissionen, es entsteht bauzeitlicher Lärm in schutzwürdiger Umgebung und es kommt 

zeitweise zu Erschütterungen. Die Lagerung von Treibstoffen wie Diesel und Benzin sowie von 

Schmierstoffen wird erforderlich. 

2 Standort des Vorhabens 

Eine spezifische ökologische Empfindlichkeit im Einwirkungsbereich des Vorhabens besteht, wenn 

besondere örtliche Gegebenheiten i. S. d. Schutzkriterien nach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG vorliegen 

unter Berücksichtigung des Zusammenwirkens des gegenständlichen Vorhabens mit anderen 

Vorhaben im gemeinsamen Einwirkungsbereich. 

Das Vorhaben befindet sich auf überfluteten Flächen bei einem HQextrem-Ereignis durch die 

Kocher. Zudem befindet sich das Vorhaben im UNESCO-Geopark Schwäbische Alb. 

3. Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen 

Die möglichen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen des Vorhabens hinsichtlich der 

besonderen Empfindlichkeit oder der Schutzziele der Schutzkriterien werden anhand der Kriterien 

unter 1. Und 2. Beurteilt. Dabei wird insbesondere den Gesichtspunkten der Nr. 3 Anlage 3 UVPG 

Rechnung getragen. Besonders berücksichtigt wird gemäß § 7 Abs. 5 Satz 1 UVPG, ob erhebliche 

nachteilige Umweltauswirkungen durch Merkmale des Vorhabens, des Standorts oder durch 

Vorkehrungen der Vorhabenträgerin offensichtlich ausgeschlossen werden. 

Folgende wesentliche Gründe gemäß § 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 UVPG sind für das Nichtbestehen 

der UVP-Pflicht anzuführen: 

Für das Schutzgut Mensch/menschliche Gesundheit kann es betriebs- und baubedingt zu 

Beeinträchtigungen durch Lärm kommen. Durch Maßnahmen in Bezug auf den Schallschutz 

lassen sich die Auswirkung vollständig vermeiden. 
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Betroffen ist das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt durch die Beseitigung von 

standortgerechter und heimischer Vegetation. Durch landschaftspflegerische Begleitmaßnahmen 

(Vermeidungs- und Verminderungs- sowie Ausgleichsmaß nahmen) wird der Eingriff 

geringgehalten und im Übrigen ausgeglichen. Zudem liegen im Einwirkbereich des Vorhabens 

Lebensraumarten gem. Anhang IV RL 92/43/EWG bzw. Europäische Vogelarten. Baubedingt kann 

es zu artenschutzrechtlichen Konflikten von temporären Lebensraumverlust der Zauneidechse 

kommen. Es kann zu Beeinträchtigungen bei der Baufeldfreimachen für Freibrüter kommen. Durch 

geeignete Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen (Schutzzäune, Vergrämung, Ersatzhabitate, 

Bauzeitenregelung) werden die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG vermieden. 

Die Inanspruchnahme von Flächen bauzeitlich werden durch landschaftspflegerische 

Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen für das Schutzgut Boden vermieden 

und/oder ausgeglichen. Zudem ist das Vorhaben mit einer Gewässerbenutzung nach § 9 WHG 

verbunden, ein Antrag auf wasserrechtliche Genehmigung wurde vom Vorhabenträger im Zuge 

des Verfahrens gestellt. 

 

3 Ergebnis 

Aus den Antragsunterlagen der Vorhabenträgerin (Formblatt U3, Erläuterungsbericht, 

Landschaftspflegerischer Begleitplan, artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, geotechnisches 

Gutachten) ergibt sich nach überschlägiger Prüfung, dass das Vorhaben keine erheblichen 

nachteiligen Umweltauswirkungen hinsichtlich der besonderen Empfindlichkeit oder der 

Schutzziele der Schutzkriterien Nach Nr. 2.3 Anlage 3 UVPG haben kann, die im Hinblick auf eine 

wirksame Umweltvorsorge nach Maßgabe der geltenden Gesetze bei der 

Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. Sie wird 

gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben durch Veröffentlichung auf der 

Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes. Sie wird zudem im zentralen Internetportal des Bundes 

(www.uvp-portal.de) bekannt gegeben gemäß § 2 Abs. 3 Bundes-UVP-Portal-VwV. 

Die dieser Feststellung zu Grunde liegenden Unterlagen können von Dritten beim Eisenbahn-

Bundesamt Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart, Olgastraße 13, 70182 Stuttgart nach vorheriger 

Terminvereinbarung eingesehen werden. 

 

 

Im Auftrag 

 

Elektronisch erstellt und 

ohne Unterschrift gültig 
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